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Vereinbarung über Mehrbelastungsausgleich des Vormundschafts- und Betreu-
ungsrechts sowie der Festsetzung der Pauschalbeträge für laufende Leistungen an 
Pflegeeltern 

Sehr geehrter Herr Harms, 

das Kabinett hat in seiner Sitzung vom 20.02.2024 die obengenannte Vereinbarung zur 
Kenntnis genommen. 

Am 01.01.2023 ist das Gesetz zur Reform des Vormundschafts- und Betreuungsrechts 
vom 04.05.2021 (BGBl. I, S. 882) in Kraft getreten. Damit wurde das Kindschafts-, Vor-
mundschafts-, Pflegschafts- und Betreuungsrecht neu geordnet und reformiert. 

Durch die Neuerungen des Gesetzes wurden den Kommunen neue Aufgaben zugewiesen 
und bestehende Aufgaben erweitert.  
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Staatssekretärin 

21. Februar 2024

An den 
Vorsitzenden des Finanzausschusses 
des Schleswig-Holsteinischen Landtages 
Herrn Lars Harms, MdL 
Landeshaus 
24105 Kiel 

nachrichtlich: 
Frau Präsidentin 
des Landesrechnungshofs 
Schleswig-Holstein 
Frau Dr. Gaby Schäfer 
Berliner Platz 2 
24103 Kiel 

über 
Finanzministerium des Landes 
Schleswig-Holstein 
Düsternbrooker Weg 64 
24105 Kiel 

gesehen 
und weitergeleitet 
Kiel, den 20.02.2024 
gez. Staatssekretär 
Oliver Rabe 
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So wurde durch das Gesetz zur Reform des Vormundschafts- und Betreuungsrechts das 
Betreuungsorganisationsgesetz (BtOG) erlassen, welches den örtlichen Betreuungsbehör-
den neue Aufgaben zuweist und bestehende Aufgaben erweitert. Dazu gehören insbeson-
dere das Registrierungsverfahren für berufliche Betreuer und Betreuerinnen sowie neue 
und erweiterte Beratungs-, Melde- und Informationspflichten der Betreuungsbehörden.  

 
Für das Vormundschaftswesen resultieren aus dem Vormundschaft- und Betreuungsrecht 
folgende zusätzlichen Aufgaben: 

 Einrichtung einer Koordinierungsstelle  

 Mitwirkung bei der Auswahl von Vormündern und Pflegern durch das Familienge-
richt - § 53 SGB VIII  

 Akquise von Ehrenamtlern sowie die Nachweisführung der Auswahl.  
 
Aus den neuen und erweiterten Aufgaben erwächst für die Kommunen ein Anspruch ge-
gen das Land Schleswig-Holstein auf Ausgleich der finanziellen Mehrbelastung. 
 
Hinsichtlich des Abschlusses der Vereinbarung entstand zunehmender Zeitdruck. Die Ver-
einbarung musste aufgrund der ablaufenden Klagefrist für eine entsprechende Kommunal-
verfassungsbeschwerde bis zum 31.12.2023 abgeschlossen werden. 
Vor diesem Hintergrund einigten sich das Ministerium für Soziales, Jugend, Familie, Seni-
oren, Integration und Gleichstellung sowie der Schleswig-Holsteinische Landkreistag und 
der Städteverband Schleswig-Holstein Mitte Dezember 2023 auf die vorliegende Vereinba-
rung über den Mehrbelastungsausgleich des Vormundschafts- und Betreuungsrechts so-
wie der Festsetzung der Pauschalbeträge für laufende Leistungen an Pflegeeltern. 
 
Die Vereinbarung sieht im Wesentlichen Folgendes vor: 

 Für die Mehrbelastung aufgrund der neuen und erweiterten Aufgaben im Betreu-
ungswesen leistet das Land Schleswig-Holstein ab dem Jahr 2023 pauschal einen 
jährlichen Ausgleichsbeitrag in Höhe von 1,65 Mio. Euro an die Kreise und die 
kreisfreien Städte. Zusätzlich zahlte das Land im Jahr 2023 für den in 2023 entstan-
denen Aufwand im Zusammenhang mit der Registrierung der beruflichen Betreuer 
einen einmaligen pauschalen finanziellen Ausgleich in Höhe von 150.000 Euro.   
 

 Für die Mehrbelastungen im Bereich des Vormundschaftsrechts leistet das Land ab 
dem Jahr 2024 jährlich einen pauschalen Ausgleichsbetrag in Höhe von 1,4 Mio. 
Euro an die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe.  
 

 Für laufende Leistungen an Pflegeeltern wurde sich auf neue Pauschalbeiträge ge-

einigt. Diese werden vom Land per Erlass festgesetzt und von den örtlichen Trä-

gern der Jugendhilfe ausgezahlt. 

 

 Auf Basis der Daten des Jahres 2025 werden in einer gemeinsamen abgestimmten 
Evaluation die durch die gesetzlichen Neuregelungen sich ergebenden tatsächli-
chen und belegbaren Mehraufwendungen (für das Betreuungswesen der Jahre 
2023 bis 2025 und für das Vormundschaftswesen der Jahre 2024 und 2025) ermit-
telt. Die Parteien verständigen sich darüber, dass auf Grundlage des Ergebnisses 
dieser Evaluation über die erforderliche Höhe des Mehrbelastungsausgleichs noch-
mals verhandelt wird. 
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Die Mehrbelastungen werden im Rahmen der Nachschiebeliste in den Haushalt 2024 in 
die Titel 1005 – 633 13 und 1012 – 633 27 aufgenommen. Die Deckung erfolgt über die 
bereits im EP 11 ausgebrachte Vorsorge in Titel 1111 – 971 02 und aus dem EP 10. 
 
Der Finanzausschuss wird um Kenntnisnahme der anliegenden Vereinbarung gebeten. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
gez. Silke Schiller-Tobies 
 
Anlage: Vereinbarung über Mehrbelastungsausgleich des Vormundschafts- und Betreu-
ungsrechts sowie der Festsetzung der Pauschalbeträge für laufende Leistungen an Pfle-
geeltern 

Allgemeine Datenschutzinformationen: 
Der telefonische, schriftliche oder elektronische Kontakt mit dem Ministerium für Soziales, Jugend, Familie, 
Senioren, Integration und Gleichstellung ist mit der Speicherung und Verarbeitung der von Ihnen ggf. mitge-
teilten persönlichen Daten verbunden. Rechtsgrundlage hierfür ist Art. 6 Absatz 1 Buchstabe e der Daten-
schutzgrundverordnung (DSGVO) der Europäischen Union. Weitere Informationen erhalten Sie hier: 
https://www.schleswig-holstein.de/DE/landesportal/servicemeta/datenschutz/Datenschutzerklaerung/daten-
schutzerklaerung.html 
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